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Beschlussempfehlung*

des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)  

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksachen 19/28679, 19/29639; 19/29997 Nr. 1.15 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – effektivere 
Bekämpfung von Nachstellungen und bessere Erfassung des Cyberstalkings 

A. Problem und Ziele  

Die Bundesregierung stellt fest, dass die bisherige Fassung des § 238 des Strafge-
setzbuches (StGB), insbesondere die Merkmale „beharrlich“ und „schwerwie-
gend“ in der Strafverfolgungspraxis noch immer Probleme bereiten. Zudem wür-
den der Grundtatbestand des Absatz 1 aufgrund seiner niedrigen Strafandrohung 
und auch die vorhandenen Qualifikationsvorschriften der Absätze 2 und 3 auf-
grund ihrer engen Anwendungsbereiche in der Praxis nicht als hinreichende 
Grundlage bewertet, um schwerer wiegende Konstellationen angemessen ahnden 
zu können. Gesetzlicher Anpassungsbedarf bestehe auch in Hinblick auf die Zu-
nahme von Cyberstalking, das gesetzlich ausdrücklich und damit rechtssicherer 
erfasst werden müsse. Mithilfe sogenannter Stalkerware könnten Täter auch ohne 
vertiefte IT-Kenntnisse unbefugt auf E-Mail- oder Social-Media-Konten sowie 
Bewegungsdaten von Opfern zugreifen und so deren Sozialleben ausspähen. In 
anderen Fällen veröffentlichten Täter unter Vortäuschung der Identität eines Op-
fers nachteilige Erklärungen oder Abbildungen.  

Der Gesetzentwurf sieht vor, in § 238 Absatz 1 StGB den Begriff „beharrlich“ 
durch den Begriff „wiederholt“ und das Merkmal „schwerwiegend“ durch das 
Merkmal „nicht unerheblich“ zu ersetzen. Der Absatz 2 soll von einer Qualifika-
tionsvorschrift zu einer Regelung besonders schwerer Fälle umgestaltet und er-
gänzt werden. Zudem sollen typische Begehungsformen des Cyberstalkings in 
den Handlungskatalog des § 238 Absatz 1 StGB aufgenommen werden. Durch 
eine der im Ausschuss vorgenommenen Änderungen soll die in § 232a Absatz 6 
StGB geregelte Freierstrafbarkeit auf die Begehungsform der Leichtfertigkeit aus-
gedehnt werden. 

* Der Bericht wird gesondert verteilt. 
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B. Lösung

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und DIE LINKE.  

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 19/28679, 19/29639 in der aus der nachste-
henden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 22. Juni 2021 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Dr. Heribert Hirte 
Stellvertretender Vorsitzender 

Ingmar Jung 
Berichterstatter 

Esther Dilcher 
Berichterstatterin 

Roman Johannes Reusch 
Berichterstatter 

Dr. Jürgen Martens 
Berichterstatter 

Gökay Akbulut 
Berichterstatterin 

Canan Bayram 
Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – effektivere Bekämpfung von 
Nachstellungen und bessere Erfassung des Cyberstalkings 
– Drucksachen 19/28679, 19/29639 – 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 

Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Strafgesetzbuches – effek-
tivere Bekämpfung von Nachstellun-
gen und bessere Erfassung des Cy-

berstalkings 

Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Strafgesetzbuches – effek-
tivere Bekämpfung von Nachstellun-
gen und bessere Erfassung des Cy-

berstalkings sowie Verbesserung 
des strafrechtlichen Schutzes gegen 

Zwangsprostitution 

Vom ... Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1998 
(BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch … geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 232a Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Verkennt der Täter bei der sexuellen 
Handlung zumindest leichtfertig die 
Umstände des Satzes 1 Nummer 1 oder 
2 oder die persönliche oder wirtschaft-
liche Zwangslage des Opfers oder des-
sen Hilfslosigkeit, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe.“ 

b) In dem neuen Satz 3 wird die Angabe 
„Satz 1“ durch die Wörter „den Sät-
zen 1 und 2“ ersetzt.
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 238 des Strafgesetzbuches in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. November 1998 
(BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch … geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

2. § 238 wird wie folgt gefasst: 

„§ 238 „§ 238 

Nachstellung Nachstellung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einer ande-
ren Person in einer Weise unbefugt nachstellt, die 
geeignet ist, deren Lebensgestaltung nicht uner-
heblich zu beeinträchtigen, indem er wiederholt 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ei-
ner anderen Person in einer Weise unbefugt 
nachstellt, die geeignet ist, deren Lebensge-
staltung nicht unerheblich zu beeinträchtigen, 
indem er wiederholt 

1. die räumliche Nähe dieser Person aufsucht, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. unter Verwendung von Telekommunikations-
mitteln oder sonstigen Mitteln der Kommuni-
kation oder über Dritte Kontakt zu dieser Per-
son herzustellen versucht, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. unter missbräuchlicher Verwendung von per-
sonenbezogenen Daten dieser Person 

3. u n v e r ä n d e r t  

a) Bestellungen von Waren oder Dienst-
leistungen für sie aufgibt oder 

b) Dritte veranlasst, Kontakt mit ihr aufzu-
nehmen,  

4. diese Person mit der Verletzung von Leben, 
körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder 
Freiheit ihrer selbst, eines ihrer Angehörigen 
oder einer anderen ihr nahestehenden Person 
bedroht, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. zulasten dieser Person oder einer ihr naheste-
henden Person eine Tat nach § 202a begeht, 

5. zulasten dieser Person, eines ihrer An-
gehörigen oder einer anderen ihr nahe-
stehenden Person eine Tat nach § 202a, 
§ 202b oder § 202c begeht, 

6. eine Abbildung dieser Person, eines ihrer An-
gehörigen oder einer anderen ihr nahestehen-
den Person verbreitet oder der Öffentlichkeit 
zugänglich macht, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. einen Inhalt (§ 11 Absatz 3), der geeignet ist, 
diese Person verächtlich zu machen oder in 
der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, 
unter Vortäuschung der Urheberschaft der 
Person verbreitet oder der Öffentlichkeit zu-
gänglich macht, oder 

7. einen Inhalt (§ 11 Absatz 3), der geeig-
net ist, diese Person verächtlich zu ma-
chen oder in der öffentlichen Meinung 
herabzuwürdigen, unter Vortäuschung 
der Urheberschaft der Person verbreitet 
oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht oder 
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

8. eine mit den Nummern 1 bis 7 vergleichbare 
Handlung vornimmt. 

8. u n v e r ä n d e r t  

(2) In besonders schweren Fällen des Absat-
zes 1 Nummer 1 bis 7 wird die Nachstellung mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 

(2) In besonders schweren Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 bis 7 wird die Nach-
stellung mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 

1. durch die Tat eine Gesundheitsschädigung 
des Opfers, eines Angehörigen des Opfers o-
der einer anderen dem Opfer nahestehenden 
Person verursacht, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. das Opfer, einen Angehörigen des Opfers o-
der eine andere dem Opfer nahestehende Per-
son durch die Tat in die Gefahr des Todes o-
der einer schweren Gesundheitsschädigung 
bringt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. dem Opfer durch täglich oder nahezu täglich 
begangene Tathandlungen über einen Zeit-
raum von mindestens vier Monaten nachstellt,

entfällt

4. dem Opfer durch eine Vielzahl von Tathand-
lungen über einen Zeitraum von mindestens 
neun Monaten nachstellt, 

3. dem Opfer durch eine Vielzahl von Tat-
handlungen über einen Zeitraum von 
mindestens sechs Monaten nachstellt, 

5. bei einer Tathandlung nach Absatz 1 Nummer 
5 ein Computerprogramm einsetzt, dessen 
Zweck das digitale Ausspähen anderer Perso-
nen ist, 

4. u n v e r ä n d e r t  

6. eine durch eine Tathandlung nach Absatz 1 
Nummer 5 erlangte Abbildung bei einer Tat-
handlung nach Absatz 1 Nummer 6 verwen-
det, 

5. u n v e r ä n d e r t  

7. einen durch eine Tathandlung nach Absatz 1 
Nummer 5 erlangten Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
bei einer Tathandlung nach Absatz 1 Nummer 
7 verwendet oder 

6. u n v e r ä n d e r t  

8. über einundzwanzig Jahre ist und das Opfer 
unter sechzehn Jahre ist. 

7. u n v e r ä n d e r t  

(3) Verursacht der Täter durch die Tat den 
Tod des Opfers, eines Angehörigen des Opfers o-
der einer anderen dem Opfer nahestehenden Per-
son, so ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren.

(3) Verursacht der Täter durch die Tat 
den Tod des Opfers, eines Angehörigen des 
Opfers oder einer anderen dem Opfer naheste-
henden Person, so ist die Strafe Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu zehn Jahren.“

V
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Tat 
nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Straf-
verfolgungsbehörde wegen des besonderen öffent-
lichen Interesses an der Strafverfolgung ein Ein-
schreiten von Amts wegen für geboten hält.“ 

entfällt

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Gewaltschutzgesetzes 

In § 4 Satz 1 des Gewaltschutzgesetzes vom 
11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3513), das zu-
letzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 4. Mai 
2021 (BGBl. I S. 882) geändert worden ist, wer-
den die Wörter „einem Jahr“ durch die Wörter 
„zwei Jahren“ ersetzt.

Artikel 3 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: Datum 
des ersten Tages des auf die Verkündung folgenden 
Quartals] in Kraft. 

Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: Datum 
des ersten Tages des auf die Verkündung folgenden 
Quartals] in Kraft. 
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